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Außenbeziehungen
EBERHARD RHEIN

Wie schon die Vorjahre stand auch 1984 nicht unter dem Zeichen der Außen-
beziehungen. Die Gemeinschaft war weiter zu sehr mit sich selbst beschäftigt,
um der Gestaltung ihrer Beziehungen zur Außenwelt besondere Priorität bei-
zumessen. Das war auch nicht besonders vordringlich; denn die Gemeinschaft
war 1984 nicht mit außerordentlichen Herausforderungen von außen konfron-
tiert, weder politisch noch wirtschaftlich. Es gab keine großen Krisen zu bewäl-
tigen. Der Handel florierte — als Folge der überschäumenden amerikanischen
Konjunktur und der Stärke des US-Dollar — nach drei Jahren der Stagnation
bzw. Rezession. Entsprechend schwach manifestierte sich in der Gemeinschaft
protektionistischer Druck.

Dennoch gab es einige beachtliche Entwicklungen zu verzeichnen, so im
Verhältnis zu den USA, den EFTA-Ländern und zu Zentralamerika.

EG-EFTA: Ausbau des gemeinsamen Wirtschaftsraumes

Zu den bemerkenswertesten Ereignissen des Jahres gehört die gemeinsame
Konferenz der EG- und EFTA-Außen-, Handels- bzw. Wirtschaftsminister am
9. April 1984 in Luxemburg. Hier sind die politischen Weichen für den Ausbau
des ganz Westeuropa umfassenden Wirtschaftsraums gestellt worden.

Seit 1973 sind Gemeinschafts- und EFTA-Staaten durch Freihandelszonen
miteinander verbunden. Industrie, Finanzen und Handel sind stark miteinan-
der verwoben. Beinahe ein Viertel der EG-Exporte geht in den EFTA-Raum,
weit mehr als in die USA. Ihrerseits nimmt die Gemeinschaft über die Hälfte
der EFTA-Exporte auf.

Es ist daher nur allzu verständlich, daß diese so eng miteinander verzahnten
Partner früher oder später beschließen würden, ihre Kooperation über den Be-
reich des bloßen Abbaus von Zöllen und Mengenbeschränkungen auszudeh-
nen. Das ist in Luxemburg am 9. April geschehen. In der „Luxemburger Erklä-
rung" j wird das politische Signal für die zweite Generation der EG-EFTA-Zu-
sammenarbeit gegeben:
— Ausbau des Binnenmarktes, vor allem durch Abbau von technischen Han-

delshemmnissen und Erleichterung der Grenzkontrollen und Zollformalitä-
ten;

— Engere Zusammenarbeit in Bereichen wie Forschung, Verkehr, Umwelt-,
Wirtschafts-, Entwicklungspolitik etc.
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Für die Gemeinschaft war die Luxemburger Erklärung ein wichtiger politischer
Akt. Gibt sie doch damit zu verstehen, daß sie ein freundschaftliches, störungs-
freies Verhältnis zu ihren kleinen Nachbarn anstrebt und bereit ist, diese — auf
Grundlage der Gegenseitigkeit! — an weiteren Integrationsfortschritten teilha-
ben zu lassen. Die Luxemburger Konferenz hat erstmals — unausgesprochen —
deutlich gemacht, daß der in Europa angestrebte wirtschaftliche Großraum
nicht auf die EG-Mitgliedstaaten beschränkt sein soll, daß wir uns im kleinen
Europa keine neuen Trennlinien — als Folge von weiteren EG-Integrations-
fortschritten — leisten dürfen.

EG — Jugoslawien: Abbau des Handelsungleichgewichts
Auch die Beziehungen zu Jugoslawien, mit dem die Gemeinschaft seit 1980
durch eine — ,hinkende' — Freihandelszone2 verbunden ist, entwickelten sich
sehr zufriedenstellend. Dank des freien Zugangs zum EG-Markt konnte Jugos-
lawien seine Ausfuhr in die EG kräftig (um 24 %) steigern und sein traditionell
hohes Handelsbilanzdefizit abbauen (Einfuhren aus der EG + 8 %).

Die Gemeinschaft hat im Rahmen des ersten Finanzprotokolls (200 Mio.
ECU) und eines 1984 zusätzlich gewährten Kredits der Europäischen Investi-
tionsbank (EIB) in Höhe von 60 Mio. ECU zum Ausbau des jugoslawischen
Verkehrsnetzes und der Energieversorgung beigetragen.

EG — Türkei: Stagnation der Beziehungen
Keine fühlbaren Fortschritte wurden dagegen im Verhältnis zur Türkei er-
reicht. Zwar ist der Handel in beiden Richtungen kräftig gestiegen. Die Türkei
hat sich beispielsweise (trotz der seit 1981 von der Gemeinschaft regelmäßig an-
gerufenen Schutzklausel) zum größten Textilexporteur in die Gemeinschaft
entwickelt, aber die finanzielle Hilfe, vor allem das 1981 bereits paraphierte 4.
Finanzprotokoll, ist weiterhin eingefroren. Der Assoziationsrat ist seit 1980
nicht mehr auf Ministerebene zusammengetreten. Das neu gewählte Europäi-
sche Parlament hat sich bisher geweigert, der Konstituierung des parlamentari-
schen Assoziationsausschusses EG — Türkei zuzustimmen.

Trotz der Wiederherstellung der formalen Demokratie durch die Parla-
mentswahlen im November 1983, der Bildung einer zivilen Regierung unter
Premierminister Özal, der Aufhebung des Kriegsrechtes in der Hälfte der Pro-
vinzen, der Freilassung einiger prominenter politischer Gefangener bleiben,
besonders auf Seiten der Linksparteien, der Gewerkschaften und zwei kleiner
Mitgliedstaaten, weiter Vorbehalte gegen eine vollständige Normalisierung der
Beziehungen zur Türkei bestehen.

Die EG-Beziehungen zur Türkei, die mit der Gemeinschaft seit 1964 assozi-
iert und aufgrund dieses Abkommens auch grundsätzlich beitrittsfähig ist, er-
wiesen sich auch 1984 vielschichtiger und psychologisch sensibler als zu fast je-
dem Drittland. In sie spielen mehr als nur wirtschaftliche Faktoren hinein:
geostrategische Überlegungen, das seit Jahrzehnten gespannte Verhältnis Tür-
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kei-Griechenland, das Zypern-Problem, die wieder ausgegrabene Armenier-
Frage, die kurdische Opposition gegen die türkische Zentralregierung, Unter-
schiede der Religion, der Lebenshaltung und des Wohlstandsniveaus, vor allem
aber die sich jahrelang hinziehenden politischen Prozesse und unterschiedliche
Beurteilung über die Gefahren des Terrorismus und die Respektierung der
Menschenwürde.

Weil die Türkei sich als europäisches Land betrachtet und den Anspruch auf
volle Mitgliedschaft in der Gemeinschaft geltend macht, wird es nach strengen
europäischen Maßstäben gemessen. Hierin liegt das Dilemma unseres Verhält-
nisses zur Türkei.

EG — RGW: Steigender Warenaustausch trotz fehlender Kontakte

Mit unseren osteuropäischen Nachbarn, die mit der Gemeinschaft bekanntlich
keine diplomatischen Beziehungen unterhalten, haben sich die informellen
Kontakte über Fragen des Warenaustausches auch 1984 weiter verstärkt. Der
Warenaustausch ist 1984 kräftig gestiegen, vor allem die EG-Einfuhren aus Ru-
mänien, Polen und der Sowjetunion. Als Folge dieser Entwicklung ist das EG-
Handelsbilanzdefizit gegenüber Osteuropa stark angestiegen.

Dennoch ist man in Richtung Normalisierung' der Beziehungen auch 1984
keinen Schritt vorangekommen. Das einzige neue Element war ein vorsichtig
ausgestreckter Fühler durch den bulgarischen Außenminister, Christo Chri-
stov, der anläßlich eines Besuches bei der EG-Kommission im November 1984
den Wunsch des RGW nach Wiederaufnahme der Gespräche über ein Abkom-
men EG-RGW zum Ausdruck gebracht hat. Seit 1981 herrschte völlige Funk-
stille zwischen RGW und EG. Die Gemeinschaft wartet noch immer auf eine
Antwort auf ihren Brief aus dem Jahre 1981, in dem sie ihre grundsätzliche Be-
reitschaft zu einem Abkommen mit dem RGW erklärte, das jedoch die unter-
schiedlichen Strukturen, Regeln und Praktiken der beiden Gruppierungen be-
rücksichtigen müsse.

EG — USA: Die Gemeinschaft im Sog des amerikanischen Aufschwungs

Die Beziehungen zu den USA waren auch 1984 alles andere als frei von Span-
nungen und Friktionen. Die Kritik an der amerikanischen Wirtschaftspolitik ist
1984 weniger lautstark gewesen, seit sich der starke amerikanische Wirtschafts-
aufschwung in abgeschwächter Form auf Europa und die übrige Welt fortge-
pflanzt hat. Die europäische Industrie hat voll von den boomartigen Absatz-
möglichkeiten auf dem US-Markt profitiert. Zum ersten Mal in den EG-US-
Handelsbeziehungen weist die Handelsbilanz einen kräftigen Überschuß (rd.
10 Mrd. $) zugunsten der Gemeinschaft aus.

Trotz der guten Binnenkonjunktur konnte eine Zunahme des protektionisti-
schen Drucks in den USA nicht ausbleiben, besonders in einem Wahljahr. Der
entschiedene Druck seitens der EG hat es der US-Regierung zweifellos erleich-
tert, in der Auseinandersetzung mit dem Kongreß um eine protektionistische
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Handelsgesetzgebung hart zu bleiben. Es ist nicht zu dem von vielen befürchte-
ten protektionistischen Rundumschlag gekommen. Dennoch enthält der
schließlich im Oktober verabschiedete „Trade and Tariff Act 1984" einige nicht
ganz unbedenkliche Formulierungen für die Zukunft (Reziprozität). Nur der
Stahlsektor, seit langem besonders wettbewerbsschwach, erhielt zusätzlichen
Schutz. Die Gemeinschaft hat, anders als die übrigen Handelspartner der
USA, kein Selbstbeschränkungsabkommen im Edelstahlbereich geschlossen.
Stattdessen ist es zu einem klasssischen Schutzverfahren nach Art. XIX GATT
gekommen, wobei die Gemeinschaft ihrerseits gewisse Zölle für Einfuhren aus
den USA anhob.

Anders bei Stahlrohren, wo die Gemeinschaft 1982 im Rahmen der gütlichen
Einigung über die Stahlausfuhren in die USA sich bereit erklärt hatte, bei
Überschreiten der EG-Ausfuhr über 5,9 % des US-Verbrauchs Konsultationen
mit den USA aufzunehmen, um unter bestimmten Voraussetzungen Abhilfe zu
schaffen. Hier ist es zur Jahreswende 1984/85 zu einer echten Selbstbeschrän-
kungsvereinbarung, allerdings auf einem höheren Niveau, gekommen (7,6 %
statt 5,9 % Anteil am US-Markt). Wie so oft in der Handelspolitik erwies sich
hierbei die — trotz Gemeinsamen Marktes als selbstverständlich hingenomme-
ne — Aufteilung der Global-,Quote' auf die nationalen Liefermengen als der
schwierigste Teil der Verhandlung.

Im Agrarsektor gab es die üblichen Scharmützel — mit sehr viel rhetorischer
Begleitmusik. Aber die Auseinandersetzung ging hier, wie seit langem, weni-
ger um den gegenseitigen Zugang zu den Märkten als vielmehr um die Dritt-
märkte, wo beide Seiten sich gegeseitig unfaire Begünstigung der Ausfuhren
vorwerfen.

Ein altes Thema der amerikanisch-europäischen Beziehungen, die amerika-
nischen Beschränkungen beim Export militärisch sensitiver Technologie ist
1984 erneut stärker in den Vordergrund getreten. Die europäischen Befürch-
tungen, von amerikanischer Technik abgeschnitten oder beim Erwerb amerika-
nischer Technik behindert zu werden, haben zugenommen. Dieses Problem
war verschiedentlich Gegenstand von Besprechungen zwischen den EG-Indu-
strieministern sowie zwischen EG-Kommission und US-Regierung.

Trotz dieser Friktionen und Streitpunkte fand — allem journalistischen Gere-
de zum Trotz — auch 1984 der EG-US-Handelskrieg nicht statt, und man kann
US-Außenminister Shultz nur zustimmen, wenn er feststellt, daß die transat-
lantischen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen — bei einem beiderseitigen
Warenaustausch von 115 Mrd. US Dollar, d.h. mehr als dem Dreifachen des
EG-Japan-Handels — gesund und von beiderseitigem Vorteil sind.

Auch für die Zukunft ist mit einem offenen handelspolitischen Konflikt
kaum zu rechnen. Zu sehr sind sich beide Seiten der Risiken bewußt, die eine
solche Entwicklung für das gesamte europäisch-amerikanische Verhältnis, ein-
schließlich der verteidigungspolitischen Verknüpfungen, haben könnte.
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EG — Japan: Verhältnis nach wie vor problematisch

Die Beziehungen zu Japan waren 1984 entspannter denn je zuvor in den letzten
Jahren. Erstmals fanden 1984 (im Mai) sog. High Level-Gespräche zwischen
den wichtigsten für die Außenbeziehungen zuständigen japanischen Ministern
(Außen, Industrie, Finanz, Wirtschaft) und der EG-Kommission statt, wie sie
alljährlich im Dezember auch zwischen dem amerikanischen Wirtschaftskabi-
nett und der EG-Kommission abgehalten werden. Kommissions-Präsident
Thorn stattete Japan einen offiziellen Besuch ab. Die Kontakte waren auf allen
Ebenen häufiger und intensiver. Das traditionelle Streitthema zwischen EG
und Japan — das Handelsbilanzdefizit von rd. 12 Mrd. US-Dollar — ist etwas
abgeklungen. Die EG-Exporte haben sich günstiger entwickelt als die Einfuh-
ren aus Japan, teilweise eine Folge der US-Konjunktur und des hohen Dollar-
kurs. Das Selbstvertrauen der europäischen Industrie ist gegenüber Japan zwei-
fellos gestiegen.

Dennoch lief das Jahr 1984 nicht ganz ohne Fingerhakeleien ab. In sehr
schwierigen Verhandlungen hat sich die japanische Seite im Dezember bereit
erklärt, ihre Ausfuhren von (kompletten) Videorekordern 1985 stark zu redu-
zieren. Statt der ursprünglich 1983 vorgesehenen Exporte von 3,95 Mio. wer-
den die japanischen Hersteller nur 2,25 Mio. Geräte in die Gemeinschaft ex-
portieren und sich damit den verminderten Absatzerwartungen (5,0—5,5 Mio.
statt 6,3 Mio. Geräte) anpassen. Der Marktanteil europäischer Geräte ohne
Montagefertigung könnte 1985 auf rd. 35 % steigen.

Im Rückblick auf den vor zwei Jahren erstmals ausgehandelten Schutz zu-
gunsten von Videorekordern wird man zweierlei feststellen können:
— erstens, ohne die der japanischen Industrie abverlangte Ausfuhrmäßigung

wäre eine eigenständige VTR-Fertigung in Europa wahrscheinlich ver-
schwunden;

— zweitens, ohne diesen Schutz wäre es mit Sicherheit nicht zu — dem ökono-
misch durchaus kontroversen — Ausbau japanischer Montagefertigung in
Europa gekommen.

Es sind also mit Hilfe außenwirtschaftlicher Akte industriepolitisch bedeut-
same Akzente gesetzt worden, ebenso wie schon im Jahre 1983 durch die —
zeitlich begrenzte — Verdopplung des Zollschutzes auf Kompaktschallplatten-
Geräte, die dem einzigen europäischen Hersteller, Philips, gestattete, neben
der starken japanischen Konkurrenz im Markt zu bleiben.

Trotz aller psychologischen Klimaverbesserung in den Beziehungen EG-Ja-
pan, trotz einer weiteren Aufwertung des Yen gegenüber der DM um 6% im
Jahre 1984, trotz des nunmehr seit 1980 konstant gebliebenen Handelsbilanzde-
fizits von rd. 12 Mrd. US-Dollar bleibt das Verhältnis zu Japan — wenigstens la-
tent — problematisch: Eine Abschwächung der amerikanischen Konjunktur
oder des US-Dollar kann jederzeit wieder zu einer Export-Offensive in Rich-
tung Europa führen und hier heftige Reaktionen auslösen. Denn: man vergesse
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nie, daß die Gemeinschaft mit keinem anderen Land der Erde einen so unaus-
gewogenen Warenverkehr hat wie mit Japan, in das die EG nur ein Drittel des-
sen exportiert, was sie aus Japan einführt!

EG — ASEAN: Konsolidierung der Zusammenarbeit
Das traditionell gute Verhältnis zwischen der Gemeinschaft und den nunmehr
sechs ASEAN-Staaten (inkl. Brunei) ist 1984 weiter konsolidiert worden. Am
15. und 16. November fand in Dublin die fünfte Ministertagung zwischen bei-
den Gruppierungen statt. Diese nunmehr regelmäßigen Treffen, abwechselnd
im ASEAN-Raum und in Europa, gehen auf eine Anregung Außenminister
Genschers aus dem Jahre 1978 zurück. Mit keiner anderen Gruppierung der
Erde führt die Gemeinschaft einen so freien, informellen und fruchtbaren Dia-
log wie mit den ASEAN-Außen- und Wirtschaftsministern. In Dublin wurde
eine 37 Punkte umfassende gemeinsame Erklärung verabschiedet, die so unter-
schiedliche Themen wie Afghanistan, die Verschuldungskrise und Zusammen-
arbeit beim Kampf gegen Drogenschmuggel enthält.

Die ASEAN-Seite wünscht eine Vertiefung und Verbreiterung der Zusam-
menarbeit mit der Gemeinschaft. Das im Oktober 1985 auslaufende Koopera-
tionsabkommen mit der Gemeinschaft sollte künftig auch Bestimmungen über
Ausbildung, Wissenschaft und Forschung und vor allem über Förderung euro-
päischer Investitionen im ASEAN-Raum enthalten. Die ASEAN-Länder wün-
schen verstärkte wirtschaftliche Präsenz Europas, vor allem wegen der damit
verbundenen Übertragung von technischem know-how. Sie bedauern, daß die
Europäische Investitionsbank (EIB) sich bisher nicht an der Finanzierung von
Investitionen in ihrem Raum beteiligt — ein Bedauern, das die EG-Kommis-
sion teilt.

EG — Lateinamerika: Die politische Demonstration von San Jose

Dem Ausbau der Beziehungen zu Lateinamerika ist 1984 besonders große Auf-
merksamkeit geschenkt worden. Im Frühjahr übermittelte die EG-Kommission
dem Rat Vorschläge für die künftige Gestaltung dieses psychologisch-politisch
ambivalenten Verhältnisses3. Die Kommission ging in ihrer Analyse davon aus,
daß der handelspolitische Spielraum weitgehend ausgereizt ist (Zollpräferen-
zen, geringes Schutzniveau auf Fertigwaren, keine Konzessionsmöglichkeiten
bei Agrarerzeugnissen). Sie sah auch nur begrenzte Möglichkeiten für die Er-
höhung der öffentlichen Hilfe, die auf die ärmsten Entwicklungsländer konzen-
triert bleiben soll. Stattdessen empfahl sie verstärktes Engagement privater eu-
ropäischer Investoren sowie Darlehen der EIB.

Das herausragende politische Ereignis war die Konferenz von San Jose (Co-
sta Rica) am 28. und 29. September, zu der sich die Außenminister von insge-
samt 21 Ländern (EG, Spanien, Portugal, die fünf Länder Zentralamerikas und
die vier Staaten der Contadora-Gruppe (Mexiko, Kolumbien, Venezuela und
Panama) trafen4. Diese Konferenz ging auf die geschickte Reise-Diplomatie
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zurück, die der Staatspräsident Costa Ricas, Alberto Monge, im Herbst 1983 in
Europa entfaltet hatte. Mit der Teilnahme an ihr signalisierte Europa seine Be-
reitschaft zu verstärkter politischer Präsenz in Zentralamerika. Die Furcht vor
einer konfliktuellen Zuspitzung der Lage in Zentralamerika und die Hoffnung
auf einen, wenngleich bescheidenen Beitrag zu größerer politischer und wirt-
schaftlicher Stabilität haben nach gewissem Zaudern seitens einiger Mitglied-
staaten dann doch zu dieser politischen Demonstration von San Jose geführt.
Monge hat daher zu recht betont, das wichtigste dieser Konferenz sei, daß Eu-
ropa, dessen Blicke in der Vergangenheit stärker nach Afrika und Ostasien ge-
wandt waren, sich für die Probleme Lateinamerikas, und speziell Zentralameri-
kas, interessiere. Für Zentralamerika sei eine stärkere Diversifizierung der Au-
ßenbeziehungen nötig. Hierbei käme Europa eine natürliche Rolle zu.

Dennoch darf man weder die politischen noch die ökonomischen Möglich-
keiten der EG in dieser Region überschätzen. Die Gemeinschaft kann mit den
fünf Staaten Zentralamerikas ein Kooperationsabkommen nach bewährtem
Muster schließen. Ein solches Abkommen, das bis Ende 1985 Zustandekom-
men könnte, hätte einen durchaus nicht zu unterschätzenden politischen Wert:
Es würde die ,zerstrittenen Brüder' zwingen, gemeinsam am Verhandlungs-
tisch zu sitzen und Position zu beziehen!

Darüber hinaus kann die Gemeinschaft ihre Hilfe für die Region erneut ver-
stärken, wie sie das bereits einmal 1982 getan hat. Aber im Verhältnis zu den
ursprünglich geäußerten phantastischen Wünschen Zentralamerikas — einen
EG-Beitrag von mindestens 500 Mio. US $ - bleiben die Möglichkeiten der
Gemeinschaft beschränkt, zumal die Region mit ihren nur 20 Mio. Einwohnern
mit Hilfe von der Gemeinschaft besonders gut bedient ist (Ein Drittel der Ge-
samthilfe der EG für Lateinamerika geht nach Zentralamerika.) Dennoch hat
der Ministerrat erstaunliche politische Konsequenz bewiesen, als er in den
Haushalt 1985 einen zusätzlichen Betrag von 20 Mio. ECU einsetzte und damit
dem Vorschlag der EG-Kommission, den Mittelansatz für Zentralamerika um
50% zu erhöhen, weitgehend folgte.

Problemlos haben sich die Beziehungen mit Brasilien, Mexiko und den Staa-
ten des Anden-Paktes gestaltet, mit denen die Gemeinschaft durch Koopera-
tionsabkommen verbunden ist (mit der Andengruppe ist das Ende 1983 unter-
zeichnete Abkommen noch nicht in Kraft getreten).

Der einzige Schatten war 1984 das immer noch nicht voll normalisierte Ver-
hältnis zu Argentinien. Hier wirkt die nach wie vor ungelöste Falkland-Frage
als Störfaktor. Die Gemeinschaft kann die — guten oder schlechten — Bezie-
hungen ihrer Mitgliedstaaten nicht einfach ignorieren.

EG — Golfstaaten: Intensivierung des Dialogs

Mit den Staaten des Golf-Kooperationsrates (Saudi-Arabien, Kuwait, Bahrein,
Vereinigte Emirate, Qatar und Oman) ist der Dialog 1984 fortgesetzt und ver-
tieft worden. Seitdem die Golf-Staaten verstärkt Mineralölprodukte und che-
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mische Grundstoffe in die EG zu exportieren suchen, stoßen sie (anders als bei
Rohöl) auf als lästig bzw. ungerecht empfundene Zollbarrieren5. Die Gruppe
der Golf-Staaten zeigt sich daher neuerdings am Abschluß eines Kooperations-
abkommens mit der Gemeinschaft interessiert, vorausgesetzt die Gemeinschaft
erleichtert ihnen den Marktzugang für ihre Mineralölverarbeitungserzeugnisse.
Es ist offen, ob die Kontakte in absehbarer Zeit aus dem Stadium der „explora-
torischen Gespräche", die am 7. und 8. November in Bahrein stattfanden, in
das von Verhandlungen übergehen. Langfristig haben beide Seiten zweifellos
ein wirtschaftliches und politisches Interesse an einem Kooperationsabkom-
men.

EG — China: Abschluß eines Kooperationsabkommens
Mit China ist die traditionell enge Zusammenarbeit 1984 weiter vertieft wor-
den. Am 5. Juni stattete der chinesische Premierminister Zhao Ziyang der EG-
Kommission einen offiziellen Besuch ab. Noch vor der Sommerpause wurde
ein neues Textilabkommen mit China verhandelt, das China zusätzliche Ex-
portmöglichkeiten auf dem EG-Markt einräumt. Das seit 1978 geltende Han-
delsabkommen wurde durch ein Kooperationsabkommen ersetzt, das in einer
Rekordzeit ausgehandelt und anläßlich der ersten ,High-Level-Gespräche' zwi-
schen der EG-Kommission (Vizepräsident Haferkamp) und der chinesischen
Regierung (Frau Chen Muhua, Minister für Außenwirtschaftsbeziehungen) in
Peking Ende September 1984 paraphiert worden ist.

Damit ist die politische Linie fortgesetzt worden, die bestehenden Handels-
abkommen zwischen EG und Entwicklungsländern schrittweise durch Koope-
rationsabkommen zu ersetzen, deren Inhalt, über den Handel hinausgehend,
auch Bereiche wie Industrie, Wissenschaft und Forschung, Ausbildung u.a.
umfaßt.

Allgemeine Handelspolitik
Im Bereich der allgemeinen Handelspolitik ist 1984 folgendes zu verzeichnen:

Erstens, eine gewisse Rückkehr zur Vertragsorthodoxie, die grundsätzlich
qualifizierte Mehrheitsentscheidungen vorsieht (Art. 113 EWGV). Mindestens
zwei wichtige Ratsentscheidungen (Verabschiedung des sog. handelspoliti-
schen Instruments und Beschluß über Verhandlungsrichtlinien betreffend sog.
Mischkredite) sind nicht einstimmig zustandegekommen.

Zweitens, die Gemeinschaft hat sich nicht dazu durchringen können, das von
allen wichtigen OECD-Partnern mit Ausnahme der USA beschlossene Vorzie-
hen der in der sog. Tokio-Runde beschlossenen Zollsenkungen um ein Jahr in-
tegral vorzunehmen. Sie hat die beschleunigte Zollsenkung zum 1. Januar 1985
nur für 350 industrielle und landwirtschaftliche Erzeugnisse vorgenommen, die
für die Entwicklungsländer besonders interessant sind6. Jedoch hat sie gleich-
zeitig die Bereitschaft erklärt, die beschleunigte Zollsenkung für alle anderen
Positionen zum 1. Juli 1985 vorzunehmen, sofern die USA entsprechendes tun.
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Angesichts der Höhe der betreffenden Zollsenkung von durchschnittlich nur
0,3 % wahrlich eine Meisterleistung gemeinschaftlichen Finassierens!

Drittens, die EG hat endlich nach langen und heftigen Kontroversen inner-
halb der Gemeinschaft, besonders in der Bundesrepublik, die „VO Nr. 2641/84
zur Stärkung der Gemeinsamen Handelspolitik und insbesondere des Schutzes
gegen unerlaubte Handelspraktiken" verabschiedet7. Diese Verordnung, in
der Diskussion als handelspolitisches Instrument' bezeichnet, ist vor allem als
vermeintliches Instrument des Protektionismus kritisiert worden. Diese Kritik
ist abwegig. Die Gemeinschaft hat mit der neuen Verordnung lediglich die pro-
zeduralen Voraussetzungen geschaffen, um gegen unerlaubte Praktiken von
Drittländern (z.B. Ausfuhrbeschränkungen, Verletzungen der verschiedenen
GATT-Kodizes etc.) rasch und effizient vorzugehen. Die USA-Regierung be-
sitzt in Gestalt von Art. 301 des Trade Act ähnliche, sogar erheblich weiterge-
hende handelspolitische Befugnisse.

Der eigentliche Streit ging daher auch nicht um die handelspolitische Sub-
stanz, sondern um das Ausmaß von Delegierung handelspolitischer Befugnisse
vom Rat auf die Kommission. Hiergegen vor allem sträubte sich die Bundesre-
gierung in der Annahme, sie könne Entscheidungen auf Ratsebene leichter in
ihrem Sinne beeinflussen. Jedoch erscheint durchaus fraglich, ob die Bundesre-
publik in der EG der Zwölf ohne weiteres die notwendige Sperrminorität zu-
sammenbringen kann, um ihr nicht genehme handelspolitische Entscheidungen
abzublocken. Wie dem auch sei, das ,Handelspolitische Instrument' wird sich
wie die entsprechenden US-Bestimmungen wahrscheinlich vor allem durch sei-
ne abschreckende Wirkung und weniger durch konkrete EG-Gegenmaßnah-
men als nützlich erweisen.

Viertens, konnte sich die Gemeinschaft im Mai 1984 nicht auf ein gemein-
schaftliches Ausfuhrverbot von fünf (für die Herstellung von Kampfgasen ver-
wendeten) Chemikalien einigen. Auch hier ging es nicht um das Ausfuhrverbot
an sich. Über dieses waren sich alle Mitgliedstaaten einig. Strittig war allein die
Rechtsgrundlage: sollte ein gemeinschaftlicher Rechtsakt nach Art. 113 erlas-
sen werden, oder würde paralleles Vorgehen der zehn Mitgliedstaaten nach
Art. 224 genügen? Drei Mitgliedstaaten (Frankreich, Dänemark und Griechen-
land) plädierten für die zweite, administrativ aufwendigere Lösung und brach-
ten damit zugleich ein gemeinschaftliches Vorgehen zu Fall. Sie unterstrichen
damit, daß sie nicht gewillt sind, der Gemeinschaft in außenwirtschaftspolitisch
sensiblen Fragen Zuständigkeiten zuzuerkennen, sofern sich das vermeiden
läßt.

Will man eine Bilanz der Außenbeziehungen des Jahres 1984 ziehen, so wird
man viele Aktionen, Abkommen, Staatsbesuche, Notenwechsel, diplomatische
Schritte, Maßnahmen etc. registrieren, die alle — jeder für sich meist unschein-
bar — dazu beigetragen haben, das Geflecht der gemeinschaftlichen Außenbe-
ziehungen zu verdichten. Auch 1984 galt, daß die Gemeinschaft von der Au-
ßenwelt für tragfähiger und einflußreicher gehalten wird als von ihrer eigenen
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Außenbeziehungen

öffentlichen Meinung. Auch 1984 wäre der Einfluß und die internationale Ge-
staltungskraft der Gemeinschaft zweifellos größer gewesen, wenn die Mitglied-
staaten ebenso viel Energie darauf verwandt hätte, die Außenpersönlichkeit
der Gemeinschaft zu stärken, statt sie — gewollt oder ungewollt — durch lang-
wierige interne Streitereien, ja nationale Rechthabereien zu schwächen. Natio-
nale Egoismen und Engstirnigkeit erweisen sich auch im Außenbereich zuneh-
mend als Hemmschuh für die Vergemeinschaftung der Außenbeziehungen.
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